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4- AZR 214/78
4-(5)& 656/77 München
Verkündet am 
7. Mai 1980
gez. Haust,
Reg.-Obers ekretärin 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP*

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 7* Mai 1980 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Reumann, die Richter Br. Röhs- 
ler und Dr. Etzel sowie die ehrenamtlichen Richter Metz­
ger und Dr. Koffka für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts München vom 24-. Januar 
1978 - 4 (5) Sa 656/77 - wird auf Kosten des 
Klägers zurückgewiesen.
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Tatbestand:
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Der promovierte Kläger war vom 1. März 1975 bis 
30. August 1976 als wissenschaftlicher Volontär beim 
Bayerischen Landesamt für Denkmalspflege in München 
beschäftigt. Die vom Kläger schriftlich anerkannten 
Bedingungen des Volontärverhältnisses sind in einem 
Schreiben des Beklagten vom 17- Juli 1973 an den Klä­
ger niedergelegt. Dort heißt es unter Nr. 8: '’Ein An­
spruch oder Vorzugsrecht auf eine spätere Verwendung 
im Staatsdienst ist mit der Zulassung als Volontär 
nicht verbunden". Die Anwendung eines Tarifvertrages 
auf das Volontärverhältnis haben die Parteien nicht 
vereinbart. Für den Kläger wurden beim Bayerischen 
Landesamt für Denkmalspflege Personalakten angelegt, 
die noch heute vorhanden sind.

Im Frühjahr 1976 beantragte der Generalkonserva­
tor des Bayerischen Landesamtes für Denkmalspflege im 
Einverständnis mit dem Kläger beim Bayerischen Staatsmi­
nisterium für Unterricht und Kultus die Einstellung des 
Klägers als Konservator zur Anstellung ab 1. Juli 1976. 
Im Zusammenhang mit der Besetzung dieser Stelle rich­
tete das Bayerische Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus noch vor dem 1. Juli 1976 je ein Schreiben 
an das Landesamt für Denkmalspflege und an den General­
konservator dieses Amtes. Beide Schreiben sind von dem 
Ministerialdirigenten Prof. Dr. K unterzeichnet.
Sie befassen sich mit der wissenschaftlichen Arbeit des 
Klägers und melden Bedenken gegen seine Einstellung an. 
Zur Einstellung des Klägers als Konservator zur Anstel­
lung kam es nicht. Die Stelle wurde mit einem anderen 
Bewerber besetzt.

Mit der Klage erstrebt der Kläger, daß ihm die 
beiden von Prof. Dr. K Unterzeichneten Schreiben 
zugänglich gemacht werden. Er behauptet, in diesen 
Schreiben wäre seine wissenschaftliche Arbeit herab-
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gesetzt, gegenüber einem von ihm verfaßten Aufsatz werde 
der Vorwurf des Plagiats erhoben; die Schreiben enthiel­
ten Äußerungen zu seiner Persönlichkeit und fachlichen 
Eignung; der Inhalt der Schreiben sei einem großen Per­
sonenkreis bekannt gemacht worden.

Der Kläger hat zuletzt beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, die beiden Schrei­
ben des bayerischen Kultusministeriums, eines 
gerichtet an das Landesamt für Denkmalspflege, 
das andere an den Herrn Generalkonservator, 
beide unterzeichnet von Herrn Prof. Dr. K , 
beide die Anstellung des Klägers betreffend, 
die jeweils eine verletzende Beurteilung der 
vom Kläger eingereichten Dissertation und/oder 
in Bezug auf einen von ihm verfaßten Aufsatz 
den Vorwurf des Plagiats enthalten, zur Per­
sonalakte des Klägers ^u nehmen, so daß der 
Kläger in deren vollständigen Inhalt in seiner 
Personalakte Einblick nehmen kann. Der Beklagte 
ist zur Vornahme dieser Handlungen durch Zwangs­
geld oder Zwangshaft anzuhalten.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.
Er trägt vor, die strittigen Schreiben beträfen ausschließ­
lich die Vorbereitung einer Einstellung des Klägers als 
Konservator zur Anstellung. Solche Vorgänge gehörten 
nicht zu den Personalakten des Klägers, sondern seien 
eine Sachunterlage.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen und» den 
Streitwert auf 8.000,—  DM festgesetzt. Das Landesarbeits­
gericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit 
der Revision verfolgt der Kläger seinen Klageantrag wei­
ter mit der Maßgabe, daß der letzte Halbsatz des ersten 
Satzes, beginnend mit den Worten "so daß der Kläger ....",
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und der zweite Satz des Antrages entfallen. Der Be­
klagte beantragt Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist unbegründet. Die Vorinstanzen 
haben die Klage zu Recht abgewiesen. Der Kläger hat 
keinen Anspruch auf Aufnahme der von Prof. Dr. K 
Unterzeichneten Schreiben in seine Personalakten.

Der mit der Revision noch verfolgte Klageantrag 
ist hinreichend bestimmt. Er genügt den Anforderungen 
des § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO, der als Prozeßvorausset­
zung auch in der Revisionsinstanz von Amts wegen zu 
beachten ist (BAG AP Nr. 9 zu § 611 BGB öffentlicher 
Dienst). Danach muß die Klageschrift die bestimmte An­
gabe des Gegenstandes und des Grundes des erhobenen 
Anspruchs sowie einen bestimmten Antrag enthalten. Ein 
Leistungsantrag ist bestimmt genug/wenn er vollstrek- 
kungsfähig ist. Deshalb müssen Schriftstücke, deren 
Herausgabe aus oder Hereinnahme in Akten verlangt wird, 
so genau bezeichnet werden, daß sie im Vollstreckungs­
verfahren ohne weitere Aufklärung identifizierbar sind 
(vgl. BAG AP Nr. 9 zu § 611 BGB Öffentlicher Dienst 
m. w. N.). Diese Voraussetzung ist hier erfüllt. Der 
Kläger hat zwar nicht das Datum der strittigen Schrei­
ben angegeben. Durch die Angabe des Verfassers, der 
Adressaten und des Gegenstandes der Schreiben lassen 
sich diese Schriftstücke aber ohne weiteres von ande­
ren Schriftstücken unterscheiden. Es ist kein Anhalts­
punkt dafür ersichtlich, daß ein weiteres, von Prof.
Dr. K unterzeichnet es und an das Bayerische Landes*-, 
amt für Denkmalspflege oder den Generalkonservator die­
ses Amtes gerichtetes Schreiben existiert, das sich mit 
der Dissertation des Klägers oder einem von ihm ver­
faßten Aufsatz befaßt. Auch der Beklagte weiß, um welche 
Schreiben es geht,und hat im übrigen ihre Existenz nicht 
bestritten.
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Nach dem Klageantrag und dem übrigen Klagevorbrin­
gen will der Kläger die Schreiben in die vom Beklagten 
geführten Personalakten aufgenommen wissen. Für einen 
solchen Antrag ist entgegen der Auffassung des Beklag­
ten das Rechtsschutzinteresse zu bejahen. Denn der Klä­
ger kann sein Klageziel, nämlich die Aufnahme der Schrei­
ben in die Personalakten, nicht auf einfacherem Wege er­
reichen. Nur unter dieser Voraussetzung könnte das Rechts- 
schutzinteresse für die Klage verneint werden (vgl. Tho- 
mas-Putzo, Zivilprozeßordnung, 10. Aufl. 1978, Vorbem.
§ 293 Anm. Ill a i m ;  Rosenberg-Schwab, Zivilprozeßrecht, 
12. Aufl. 1977? S. 485)* Hingegen fehlt ein Rechtsschutz­
interesse für die Klage nicht deshalb, weil der Kläger 
möglicherweise unmittelbar auf Einsichtnahme in die strit­
tigen Schreiben klagen kann. Ob wegen eines solchen An­
spruchs auf Einsichtnahme ein Anspruch des Klägers auf 
Aufnahme der Schreiben in die Personalakten zu verneinen 
ist, berührt nicht das Rechtsschutzinteresse, sondern nur 
die Begründetheit der Klage.

Aber auch der Begründetheit der auf die Aufnahme 
der Schreiben in die Personalakte gerichteten Klage steht 
ein möglicher Anspruch des Klägers auf Einsichtnahme in 
die Schreiben nicht entgegen. Dies folgt aus dem Zweck der 
Personalakten. Hierbei ist zwischen materiellen und for­
mellen Personalakten zu unterscheiden. Diese Unterschei­
dung ergibt sich aus dem durch das Gesetz nicht näher um­
schriebenen Begriff der Personalakten, Personalakten sind 
nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
und - für den Bereich des Beamtenrechts - des Bundesver­
waltungsgerichts eine Sammlung von Urkuncfeimd Vorgängen, 
die die persönlichen und dienstlichen Verhältnisse des 
Bediensteten betreffen und in einem inneren Zusammenhang 
mit dem Dienstverhältnis stehen. Sie sollen ein möglichst 
vollständiges, wahrheitsgemäßes und sorgfältiges Bild 
über die persönlichen und dienstlichen Verhältnisse des 
Bediensteten geben (BAG AP Nr. 83 zu § 611 BGB Fürsorge-
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pflicht m. w. N.). Es ist unerheblich, wie der Arbeit­
geber einen Vorgang, der zu den Personalakten gehört, 
bezeichnet und wo und wie er ihn führt und aufbewahrt. 
Allein entscheidend ist der Inhalt des Vorgangs. Er­
füllt dieser die begrifflichen Merkmale einer Personal­
akte, ist der Vorgang als Personalakte zu qualifizie­
ren (Uttlinger-ßreier-Kiefer, Bundesangestelltentarif­
vertrag, § 1$ Erläuterung 2 Hinweis a; Gola-Hümmerich,
BB 1974, 1169).

Von diesem materiellen Personalaktenbegriff ist 
der formelle Personalaktenbegriff zu unterscheiden.
Unter formellen Personalakten sind diejenigen Schrift­
stücke und Unterlagen zu verstehen, die der Arbeitgeber 
als Personalakten führt oder diesen als Bei-, Neben­
oder Sonderakten zuordnet. Auch für die formellen Per­
sonalakten gilt der Grundsatz, daß sie ein möglichst 
vollständiges, wahrheitsgemäßes und sorgfältiges Bild 
über die persönlichen und dienstlichen Verhältnisse des 
Bediensteten geben sollen. Denn sie sind dazu bestimmt, 
die Grundlage für Beurteilungen und Auskünfte des Ar­
beitgebers über den Arbeitnehmer abzugeben. Nach der 
allgemeinen Fürsorgepflicht hat sich der Arbeitgeber 
für die Belange des Arbeitnehmers einzusetzen, auf sein 
Wohl bedacht zu sein und alles zu unterlassen, was den 
berechtigten Interessen des Arbeitnehmers schaden könnte 
(vgl. BLG AP Nr. 1 zu Art. 33 Abs. 2 GG und BAG AP Nr.
83 zu § 611 BGB Fürsorgepflicht, Jeweils m. w. N.). 
Dieser Pflicht wird der Arbeitgeber bei Personalakten, 
die er für den Arbeitnehmer führt, nur gerecht, wenn 
er für Vollständigkeit und Richtigkeit der Personalak­
ten sorgt. Daraus folgt, daß der Arbeitgeber alle Per­
sonalakten im materiellen Sinne auch zu den formellen 
Personalakten zu nehmen hat (BVerwGE 15, 3 C121). Hier­
auf hat der Arbeitnehmer einen einklagbaren Anspruch. 
Dieser Anspruch besteht unabhängig davon, daß der Ar­
beitnehmer auch dann auf Einsicht in materielle Per-
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sonalakten klagen kann, wenn sie vom Arbeitgeber nicht 
in den formellen Personalakten aufbewahrt werden (vgl. 
BVerwGE 12, 296 [2993).

Eine Pflicht des Arbeitgebers zur Aufnahme materieller 
Personalakten in die formellen Personalakten besteht aller­
dings nur, wenn der Arbeitgeber - wie im vorliegenden Fall 
- formelle Personalakten führt. Kein Arbeitgeber ist ver­
pflichtet, solche formellen Personalakten anzulegen. Hier­
zu fehlt die gesetzliche Grundlage. Ebensowenig besagt 
die Pflicht zur Aufnahme von Unterlagen in die formellen 
Personalakten etwas darüber, ob der Arbeitgeber die Perso­
nalakten in einer oder mehreren Aktensammlungen führen 
oder bestimmte Unterlagen einer Personalakte als Bei-, 
Neben- oder sonstige Akten zuordnen darf. Auch hierfür 
gibt es keine gesetzliche Regelung. Ob und in welcher 
Form der Arbeitgeber Personalakten führt, liegt deshalb 
in seinem Organisationsermessen (vgl. Rothe, DB 1972,
1920). In dieses Organisationsermessen des Beklagten 
greift der Kläger mit seinem Klageantrag nicht ein. Die 
Klage ist nur auf die Aufnahme der strittigen Schreiben 
in die formellen Personalakten gerichtet. Wo und wie der 
Beklagte sie in die Personalakten aufnimmt, ob als Haupt-, 
Bei-, Neben- oder Sonderakte, bleibt nach dem Klageantrag 
ihm überlassen.

Der Kläger kann von dem Beklagten nicht die Aufnahme 
der strittigen Schreiben in die formellen Personalakten 
verlangen, weil sie nicht zu den Personalakten im mate­
riellen Sinne gehören. Sie stehen in keinem inneren Zu­
sammenhang mit dem Volontärverhältnis der Parteien. Un­
streitig wurden die beiden Schreiben im Hinblick auf die 
Besetzung der Stelle eines Konservators zur Anstellung 
verfaßt. Damit dienten sie einem Zweck, der außerhalb des 
durch das Volontärverhältnis der Parteien begründeten 
Rechts- und Pflichtenkreises liegt und folglich in kei­
nem inneren Zusammenhang mit dem Volontärverhältnis steht 
(vgl. BVerwGE 12, 296 [JOO]). An dieser Zweckbestimmung

8JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  8 -

ändert sich nichts, wenn sich die beiden Schreiben 
auch mit der Persönlichkeit, den dienstlichen Lei­
stungen und der fachlichen Eignung, also mit dem 
Volontärverhältnis des Klägers befaßten. Ein innerer 
Zusammenhang mit dem Volontärverhältnis könnte in 
einem solchen Palle allenfalls dann b^iht werden,wenn es 
ach um Äußerungen ones Bienätvorgesdztaa des Klägers 
handelte(vgl. BVerwGE 12, 296 C301]). Prof. Dr. K , 
der Verfasser der beiden Schreiben, war Jedoch nicht 
Dienstvorgesetzter des Klägers.

Die Verfahrensrüge der Revision, das Landesar­
beitsgericht habe die Präge des Klägervertreters an 
den Zeugen Prof. Dr. K , ob in den beiden Schrei­
ben auch auf das Volontärverhältnis des Klägers Be­
zug genommen werde, zulassen müssen, ist unbegründet. 
Denn es ist unerheblich, ob sich die beiden Schrei­
ben auch mit dem Volontärverhältnis der Parteien be­
fassen. Das Landesarbeitsgericht durfte daher die 
entsprechende Präge des Klägervertreters an den Zeu­
gen Prof. Dr. K zurückweisen.

Auch die weitere Verfahrensrüge der Revision, 
das Landesarbeitsgericht habe den Beweisantritt im 
Schriftsatz des Klägers vom 7» November 1977 nicht 
übergehen dürfen, sondern hätte den angebotenen Be­
weis erheben müssen, ist unbegründet. Das Landesar­
beitsgericht durfte zwar den Schriftsatz des Klägers 
vom 7- November 1977 Lei seiner Entscheidung nicht 
unberücksichtigt lassen. Denn entgegen der Darstel­
lung des Landesarbeitsgerichts im Tatbestand seines 
Urteils war der Schriftsatz des Klägers vom 7* No­
vember 1977 ausweislich des Protokolls über die 
Sitzung vom 8. November 1977 Gegenstand der mündli­
chen Verhandlung. Den vom Kläger angebotenen Beweis 
brauchte das Landesarbeitsgericht aber nicht zu er­
heben. Der Kläger hatte Beweis angeboten für seine
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Behauptung, daß keines der beiden strittigen Schreiben 
den Betreff enthält: "Besetzung der im Haushalt 1975 neu 
geschaffenen Planstellen". Auf diesen Betreff kommt es 
nicht an. Entscheidend für einen inneren Zusammenhang 
mit dem Yolontärverhältnis ist vielmehr der Zweck, der 
mit den Schreiben verfolgt wurde.

Auch ein innerer Zusammenhang zwischen dem Volontär­
verhältnis des Klägers und seiner angestrebten Einstel- 
lung als Konservator zur Anstellung, der die Zuordnung 
der beiden Schreiben zu den materiellen Personalakten 
des Klägers rechtfertigen könnte, besteht nicht. Ein sol­
cher Zusammenhang konnte nach den zutreffenden Ausfüh- 
rungen des Landesarbeitsgerichts dadurch begründet wer­
den, daß dem Kläger die Übernahme als Konservator zur 
Anstellung verbindlich zugesagt wurde oder seine Einstel­
lung als Konservator zur Anstellung als wesensgemäße 
Fortsetzung des Volontärverhältnisses anzusehen wäre 
(vgl. BVerwGE 12, 296 [301]). Beide Voraussetzungen lie­
gen nicht vor.

Hach den mit Verfahrensrügen nicht angegriffenen 
Feststellungen des Landesarbeitsgerichts hat der Beklagte 
dem Kläger die Übernahme als Konservator zur Anstellung 
nach Beendigung der Volontärzeit nicht verbindlich zuge­
sagt. Vielmehr hatte der Kläger in den schriftlichen 
Einstellungsbedingungen für das Volontärverhältnis aus­
drücklich anerkannt, daß ein Anspruch oder Vorzugsrecht 
auf eine spätere Verwendung im Staatsdienst mit der Zu­
lassung als Volontär nicht verbunden sei.

Das Landesarbeitsgericht hat ferner zutreffend ver­
neint, daß eine Übernahme des Klägers als Konservator 
zur Anstellung nach Ablauf der Volontärzeit als deren 
wesensgemäße Fortsetzung anzusehen war. Es stellt hierzu 
fest, daß beim Beklagten die Ernennung zum Konservator 
zur Anstellung nicht die Zurücklegung einer Volontär­
zeit voraussetzt und nach dem regelmäßigen Verlauf der

10 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10

Dinge ein Volontärverhältnis im Bereich der Denkmals­
pflege auch nicht stets zur Einstellung als Konserva­
tor zur Anstellung führt. Nur vier von den in den Jah­
ren 1975 "bis 1977 "beim Bayerischen Landesamt für Denk­
malspflege beschäftigten sechs Volontären wurden nach 
Ablauf der Volontärzeit als Bedienstete weiterbeschäf­
tigt. Andererseits wurden zahlreiche Mitarbeiter ohne 
vorangegangene Volontärzeit eingestellt. Unter diesen 
Umständen stellt sich eine Einstellung als Konservator 
zur Anstellung nicht als wesensgemäße Fortsetzung eines 
Volontärverhältnisses dar.

Der Kläger hat nicht behauptet, daß sich Einstel­
lungsunterlagen über die erstrebte Einstellung als Kon­
servator zur Anstellung bei seinen formellen Personal­
akten befinden. Daher kann er auch nicht nach dem Grund 
satz der Vollständigkeit der Personalakten die Aufnahme 
der strittigen Schreiben in die formellen Personalakten 
verlangen. Der Beklagte war zwar nicht verpflichtet, 
aber berechtigt, Unterlagen über die in Aussicht genom­
mene Einstellung des Klägers als Konservator zur Anstel 
lung in seinen Personalakten zu sammeln. Um ein mög­
lichst vollständiges Bild über die Person eines Arbeit­
nehmers zu erhalten, darf nämlich ein Arbeitgeber auch 
Vorgänge, die keine materiellen Personalakten sind, in 
die formellen Personalakten aufnehmen, wenn sie den Ar­
beitnehmer betreffen und nicht besonderen von dem Ar­
beitsverhältnis und der Person des Arbeitnehmers sach­
lich zu trennenden Zwecken dienen (vgl. BVerwGE 15, 14) 
Zu solchen Unterlagen, die der Arbeitgeber in die for­
mellen Personalakten aufnehmen darf, gehören insbeson­
dere Einstellungsunterlagen über den Arbeitnehmer im 
Zusammenhang mit der Besetzung einer anderen Stelle, 
auch wenn der Arbeitnehmer die Stelle dann nicht er­
hält. Entschließt sich der Arbeitgeber zur Aufnahme 
solcher Unterlagen in die formellen Personalakten, dann
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ist er nach dem Grundsatz der Vollständigkeit der Perso­
nalakten verpflichtet, sämtliche Unterlagen, die sich auf 
den betreffenden Vorgang beziehen, in die Personalakten 
aufzunehmen. Anderenfalls wird das Bild, das die Perso­
nalakten über den Vorgang geben, verfälscht.

Im vorliegenden Fall schließt die Auffassung des Be­
klagten, Vorgänge zur Vorbereitung der Besetzung einer 
Stelle, für die sich ein Bediensteter bewerbe, gehörten 
nicht zu den Personalakten, die Behauptung ein, daß solche 
Unterlagen von dem Beklagten nicht der Personalakte eines 
Bediensteten beigefügt werden. Dem hat der Kläger nicht 
widersprochen. Die Personalakten des Klägers waren auch 
nicht Gegenstand der mündlichen Verhandlung vor dem Lan­
desarbeitsgericht. Das Landesarbeitsgericht hat die Per­
sonalakten nicht beigezogen. Ob hierin ein Ermessensfeh­
ler lag, kann der Senat nur aufgrund einer Verfahrens­
rüge nach § 143 ZPO prüfen (vgl. BAG AP Nr. 4 zu § 70 BAT). 
Eine solche Verfahrensrüge hat der Kläger nicht ange­
bracht .

Es kann offenbleiben, ob und unter welchen Voraus­
setzungen nicht nur dem Arbeitgeber, sondern auch dem 
Arbeitnehmer das Recht zuzubilligen ist, Vorgänge, die 
nicht zu seinen materiellen Personalakten gehören, aber 
seine Person betreffen, seinen formellen Personalakten 
hinzuzufügen oder vom Arbeitgeber die Aufnahme solcher 
Vorgänge in die formellen Personalakten zu verlangen.
Nach dem Grundsatz der Vollständigkeit der Personalakten 
könnte der Arbeitnehmer in einem solchen Fall nur die 
Aufnahme sämtlicher Unterlagen, die sich auf einen be­
stimmten Vorgang beziehen, in die Personalakten verlan­
gen. Der Kläger hat hier aber nur die Aufnahme der beiden 
strittigen Schreiben in die formellen Personalakten be­
gehrt. Darauf hat er keinen Anspruch. Unstreitig sind 
weitere Einstellungsunterlagen vorhanden, z. B. der An­
trag des Generalk o nservators auf Einstellung, des Klägers
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als Konservator zur Anstellung vom Frühjahr 197^* ^er 
Kläger hat aber auch die Aufnahme von sämtlichen, im 
einzelnen zu bezeichnenden Unterlagen über die von ihm 
erstrebte Einstellung als Konservator zur Anstellung 
in die formellen Personalakten nicht beantragt.

Der Kläger hat gemäß § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten 
seiner erfolglosen Revision zu tragen.

gez.: Dr. Neumann Dr. Röhsler Dr. Etzel
Metzger Dr. Koffka
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